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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Stimmung in der Bevdlkerung

Die internationale Wirtschaftskrise schlug sich auf das Sorgenbarometer nieder, eine
jahrlich von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse durchgefihrte Befragung von
rund 1000 Personen zu den Sorgen der Bevolkerung. Zwar war die Sorge um
Arbeitslosigkeit wie bereits im Vorjahr auf Rang 1 (52% der Befragten nannten die
Arbeitslosigkeit als grosste Sorge), die Sorge um die Wirtschaftsentwicklung (35%; Rang
3; Vorjahr Rang 14) und um die Finanzmarkte (30%; Rang 4; Vorjahr Rang 13) rlckten
aber scheinbar stark ins Bewusstsein. Nach wie vor grosse Sorgen machen sich die
Befragten auch zum Thema Auslander (36%; Rang 2; Vorjahr Rang 5). Nach hinten
rutschten die Sorgen um AHV und Altersvorsorge (27%; Rang 6; Vorjahr Rang 2).

Rechtsordnung
Offentliche Ordnung

Am 15. April 2013 haben in Lausanne rund tausend Personen gegen die Spekulation mit
Rohstoffen  manifestiert.  Am  21.  September haben in Bern 15000
Gewerkschaftsmitglieder gegen .Lohndumping und Rentenklau™ demonstriert und den
Verkehr im Stadtzentrum voribergehend lahm gelegt. '

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Das Salér eines Bundesrates ist immer mal wieder Gegenstand medialer Debatten.
Zudem war der Durchschnittslohn der Magistratinnen und Magistraten auch
Gegenstand in der Debatte um die Kaderléhne in bundesnahen Betrieben. Die Kosten
eines Bundesratsmitglieds bemessen sich aus seinem an die Teuerung angepassten
Lohn, der - Stand Januar 2017 - CHF 445"63 betragt, und einer Spesenpauschale von
CHF 30'000 pro Jahr. Der Bundesprasident oder die Bundesprasidentin erhalten
zusatzlich CHF 12'000. Daruber hinaus Ubernimmt der Bund die Kosten fur
Festnetzanschluss, Mobilteleton und PC und die Magistratinnen und Magistraten dirfen
ein Reprasentations- und ein Dienstfahrzeug nutzen, bezahlen fir deren private
Nutzung allerdings 0.8 Prozent des Neupreises pro Monat. In den Leistungen
inbegriffen sind zudem ein SBB-Generalabonnement fur die erste Klasse und ein GA fur
die Schweizer Seilbahnen.

Zu reden gibt aber insbesondere die Rente, die zurlckgetretene Bundesratinnen und
Bundesrate auf Lebenszeit erhalten. Sie betragt CHF 220'000 pro Jahr, also rund die
Halfte des urspringlichen Lohnes. Nur wenn ein ehemaliges Bundesratsmitglied nach
seinem oder ihrem Rucktritt mehr verdient als im Amt, wird die .Versorgung der
Magistratspersonen” entsprechend gekurzt. Der Tages-Anzeiger rechnete aus, dass ein
Grund fur das Wachstum des Personalaufwandes der Bundesverwaltung ebendiese
Ruhegehélter sind, deren Reserve laut Staatsrechnung stark aufgestockt werden
musste. 2017 waren 20 Personen - neben den Exekutivmitgliedern erhalten auch
ehemalige Bundeskanzlerinnen und -kanzler sowie Bundesrichterinnen und -richter
eine Rente - bezugsberechtigt. 17 dieser 20 Personen und drei Witwen erhielten eine
Rente, wobei nicht bekannt gegeben wird, um wen es sich dabei handelt. Der Tages-
Anzeiger mutmasste, dass Christoph Blocher, Ruth Metzler und Joseph Deiss die Rente
nicht beziehen. Insgesamt wurden laut Staatsrechnung 2016 CHF 10.67 Mio. an
pensionierte Richterinnen und Richter und CHF 4.28 Mio. an ehemalige
Magistratspersonen, Kanzlerinnen und Kanzler sowie Bundesratswitwen ausbezahlt.
Diese Summe wurde verschiedentlich als zu hoch betrachtet. Thomas Burgherr (svp,
AG) klndigte eine parlamentarische Initiative an, mit der nur noch jene Alt-
Bundesratinnen und Alt-Bundesrate ein Ruhegehalt beziehen sollen, die im
Pensionsalter abtreten. ?
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Nicht nur fur die rund 40'000 Bundesangestellten, sondern auch fur die sieben
Departementschefinnen und -chefs und den Bundeskanzler war flir 2023 ein
Teuerungsausgleich von 2.5 Prozent vorgesehen. Die Aargauer Zeitung rechnete vor,
dass es bei den Magistratspersonen «um mehr als ein paar hundert Franken>» gehe. Die
Bundesratsmitglieder héatten 2022 CHF 456'854 brutto verdient (exklusive der
zusatzlichen CHF 30'000 Spesen). Das Einkommen steige also dank Teuerungsausgleich
im kommenden Jahr um CHF 11'421 an, was rund CHF 950 pro Monat mehr Lohn
bedeute. Auch die Léhne des Bundeskanzlers - er verdient 81.6 Prozent eines
Bundesratsgehalts — und der Bundesrichterinnen und Bundesrichter (80 Prozent eines
Bundesratsgehalts) werden 2023 der Teuerung angepasst. Die Anpassung der Lohne
der Magistratspersonen an die Teuerung ist in einer Verordnung festgehalten, die 2002
in Kraft gesetzt worden war. In der Blick-Leserbriefspalte stiess der Teuerungsausgleich
flr den Bundesrat auf grosse Kritik. Die CHF 1'000 pro Monat mehr seien «ein Schlag
ins Gesicht eines jeden Blezers». ®

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Le salaire du commandant de corps Daniel Baumgartner, fraichement nommé au poste
d'attaché de défense & Washington, a été critiqué dans la presse. Sur décision du
Conseil fédéral, il touchera son salaire actuel, de plus de 300'000 francs, durant quatre
années supplémentaires. Plusieurs politiciens de gauche et de droite ont manifesté leur
incompréhension, puisque son nouveau poste est normalement nettement moins
rémunéré. Aucune justification n'a été formulée, en réponse, par le Conseil fédéral. *

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik

Als mit der Verscharfung der internationalen Finanzkrise im Sommer und Frihherbst
immer mehr Staaten Konjunkturférderungsprogramme sowie Garantien und
Kapitalspritzen fir Banken und andere private Unternehmen anklindigten, sah es zuerst
noch danach aus, als ob die Schweiz auf derartige staatliche Interventionen in die
Marktwirtschaft wirde verzichten kénnen. Der Bundesrat und die Bankenvertreter
wiesen auf die gesunde Struktur der beiden Grossbanken UBS und CS und ihre
ausreichende Kapitaldecke hin. Am 16. September, nach dem Zusammenbruch der
amerikanischen Bank Lehman Brothers und dem massiven Kurssturz an den
Aktienbdrsen, war es dann auch in der Schweiz so weit: Der Bundesrat kiindigte ein
Hilfspaket von rund 68 Mia Fr. flr die in grosse Schwierigkeiten geratene UBS an. Dieser
vom Betrag her unvorstellbar massive Staatseingriff sei notwendig, um den
Zusammenbruch der Bank zu verhindern. Dabei gehe es weniger um die Rettung der
Bank an sich, als vielmehr um die Rolle, welche diese Uber ihre Zahlungs- und
Kreditfunktion fir die gesamte nationale Wirtschaft spiele. Dass sich der Staat in
diesem Ausmass an der Rettung einer durch eigenes Fehlverhalten in die Krise
geratenen privaten Firma beteiligt, wurde allgemein als Stndenfall bezeichnet. Dieser
sei aber, so lautete der Tenor sowohl in den Medien als auch bei den Parteien,
angesichts des Risikos eines Zusammenbruchs der gesamten Wirtschaft notwendig
gewesen. In der Parlamentsdebatte zu den Stitzungsmassnahmen sparte die politische
Linke nicht mit ihrer grundséatzlichen Kritik an den deregulierten Finanzmarkten sowie
an den Prinzipien der Liberalisierung der Wirtschaft insgesamt. Einig war man sich von
links bis rechts, dass die Probleme der UBS und anderer Konzerne gewisse neue
Gefahren der liberalisierten und vor allem globalisierten Wirtschaft fur die nationalen
Volkswirtschaften aufgezeigt hatten. Im Einverstandnis mit dem Bundesrat Gberwies der
Nationalrat eine Motion der SVP-Fraktion (08.3649), welche die Einsetzung einer
Expertengruppe fir eine entsprechende Analyse verlangt. °®
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Konjunkturlage- und politik

Dank der weiterhin guten Wirtschaftslage konnten die Behdrden auf besondere
konjunkturpolitische Aktivitaten verzichten. Daran vermochte auch der Bérsenkrach
vom 19. Oktober nichts zu &ndern. Zwar fuhrten im Nationalrat dringliche
Interpellationen der Fraktionen der Freisinnigen (D.Ip. 87.930), der SP (D.Ip. 87.932) und
der SVP (D.lp. 87.931) zu einer allgemeinen Aussprache Uber die Konsequenzen des
Sturzes der Aktienkurse und des Wertes des Dollars auf die Wirtschaft und die
Beschaftigung. Dabei Uberwog die auch von Wissenschaftern und anderen Analytikern
geteilte Meinung, dass der Borsenkrach nicht konjunkturelle Ursachen habe, sondern
vielmehr in einer Krise des Finanzmarktes begriindet sei. Da sich der Wert des
Schweizer Frankens im Gleichschritt mit anderen Wahrungen gegentber dem Dollar
verteuert hatte, wurden auch die Gefahren fur die Exportwirtschaft als relativ gering
eingestuft. Konjunkturpolitische Stitzungsmassnahmen drangten sich angesichts des
ungebrochenen Wachstums keine auf und wurden auch nicht verlangt. Immerhin
forderte im Nationalrat der Gewerkschafter Reimann (sp, BE) den Bundesrat auf, solche
in Bereitschaft zu halten. ¢

Gesellschaftsrecht

Mit der im Berichtsjahr auch die Schweiz erreichenden Finanzkrise und mit den
Fehlleistungen und falschen Lageeinschatzungen der Direktoren und Verwaltungsrate
von Grossbanken, die zu dieser Krise gefuihrt hatten, gerieten deren extrem hohen
Gehalter und Entschadigungen und Sonderzulagen noch starker unter Beschuss als
zuvor. Die These, dass die falschen Anreizstrukturen fur Manager, welche kurzfristig
sehr profitable, dabei aber hochst riskante Geschéafte belohnten, urséachlich fur die
Riesenverluste der Banken gewesen seien, fand international breite Zustimmung.
Nachdem in der Schweiz der Staat Milliardenbetrage fir die Rettung eines privaten
Unternehmens ausgegeben hatte, mehrten sich auch hier die Rufe nach einer
politischen Festlegung von Obergrenzen fir Managerldhne. ’

Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

Ab Anfang April 2016 sorgte ein internationales Journalistenkonsortium mit der
Veroffentlichung einer riesigen Datenmenge, die bei der panamaischen Anwaltskanzlei
Mossack Fonseca entwendet und den Medien zugespielt worden war, weltweit fir
Aufsehen. Die sogenannten Panama Papers belegten, dass zahlreiche Politiker und
ihnen nahestehende Personen, darunter der britische Premier Cameron, der
islandische Premier Gunnlaugsson und ein Freund von Russlands Prasident Putin, an
Briefkastenfirmen beteiligt waren. Des Weiteren wurden Offshore-Konstrukte offenbar
dazu verwendet, Geld aus kriminellen Machenschaften zu waschen und vor dem Fiskus
zu verstecken.

Aus Schweizer Sicht besonders brisant war die Tatsache, dass auch Banken und
Anwaltskanzleien aus der Schweiz in die Konstruktion und den Unterhalt von
Briefkastenfirmen in Panama involviert waren. Dies rief alsbald die Politik auf den Plan:
Die Linke forderte die Finma dazu auf, die gegenwartige Geldwaschereigesetzgebung zu
Uberprifen. Insbesondere wurde als stossend erachtet, dass Anwalte nur dann dem
Geldwéaschereigesetz unterstehen und zu entsprechendem Verhalten verpflichtet sind,
wenn sie direkten Zugriff auf die Finanzstrome ihrer Kunden haben, nicht aber, wenn es
sich lediglich um eine beratende Tatigkeit handelt. Ebenfalls infrage gestellt wurde die
Regelung, wonach sich Anwalte anstatt durch die Finma auch von
Selbstregulierungsorganisationen kontrollieren lassen konnen. Hingegen ausserten sich
Politiker von FDP und SVP dahingehend, dass die bestehenden Gesetze, sofern korrekt
und konsequent angewendet, ausreichend seien. ®

In seiner Stellungnahme auf entsprechende parlamentarische Vorstosse von links-
gruner Seite machte der Bundesrat klar, dass er auch nach den Vorkomnissen rund um
die Veroffentlichung der Panama Papers nicht gedenke, zusatzliche Anstrengungen
gegen Offshore-Konstrukte und gegen Briefkastenfirmen zu ergreifen. Die Regierung
verwies stattdessen auf die bereits getroffenen Massnahmen in diesem Zusammenhang
(Ubernahme des Automatischen Informationsaustauschs) und pladierte fir ein
international abgestimmtes Vorgehen. °
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Daniela Stoffel a été nommée 4 la téte du Secrétariat d’Etat aux questions financiéres
internationales. Elle remplace Jorg Gasser qui a démissionné aprés seulement 21 mois
d’activite.

Alors que la Suisse s’est engagée pour le climat & travers I’Accord de Paris et I’Agenda
2030 pour le développement durable, un groupe de travail, mené par le SFl, a été établi
par le Conseil fédéral afin d’évaluer et de proposer des solutions pour le
développement de la finance durable en Suisse. Ce groupe de travail aura comme
objectif de permettre a la place financiére helvétique d’étre compétitive en matiére de
finance durable. Des nouveaux tests de compatibilité climatique pour renforcer la
transparence seront notamment au cceur des travaux. "

Alors que de nombreuses banques, par exemple UBS ou la banque cantonale Genevoise
(BCGE), commencent a répercuter les taux négatifs sur leurs clients, plusieurs
économistes ont remis en question I'efficacité de cette politique monétaire. Cette
stratégie qui vise a inciter les consommateurs a investir est dépendante des taux
d’intéréts que les banques fixent pour des hypothéques. D'aucuns prétendent que
cette manceuvre psychologique n‘a qu'un impact faible. Certaines voix, par exemple, se
sont élevées pour des relances budgétaires et veulent inciter les gouvernements a
investir.

Le Conseil fédéral a confirmé son engagement pour le développement de la finance
durable en Suisse. Apres avoir créé un groupe de travail en juin 2019, le Conseil fédéral
a précisé ses intentions. Il vise ainsi une publication systématique d'informations pour
les clients de la finance durable, un renforcement de I'obligation de diligence et la prise
en compte des effets climatiques lors des débats sur la stabilité des marchés
financiers. Le Département fédéral des finances (DFF) et ['Office fédéral de
I'environnement (OFEV) travaillent ensemble sur cette thématique qui sera également
un axe prioritaire pour la Suisse lors des discussions du G20 de 2020. *

Le Conseil fédéral a répété sa volonté de positionner la Suisse comme centre mondial
de la finance durable. Dans cette optique, Ueli Maurer (DFF) a présenté 13 pistes. Il a
cité par exemple une amélioration de la transparence pour lutter contre
|'"écoblanchiment d'argent, une meilleure évaluation du prix des risques ou encore une
collaboration internationale. Par contre, aucune mesure contraignante n'a été
présentée. D'un coté, I'Association suisse des banquiers (ASB) a salué le non-
interventionisme étatique au profit d'une allocation optimale du capital financier. D'un
autre coté, les milieux écologiques, et notamment les Verts, ont pointé du doigt la
naiveté du Conseil fédéral. Adéle Thorens (verts, VD) a indiqué que sans objectifs
contraignants, une simple responsabilisation des acteurs ne serait pas suffisante pour
respecter I'Accord de Paris. '

Les révélations sur les clients de Credit Suisse ont bousculé le secteur bancaire
helvétique. Pour étre précis, une fuite de données d'une source anonyme a permis a un
consortium de journalistes, emmené par le Siddeutsche Zeitung, de mettre en lumiére
de nombreux clients autocrates, trafiquants de drogues et d'étres humains, mais aussi
criminels de guerre présumés chez Credit Suisse. Si ces révélations sont venues
s'ajouter aux déboires du Credit Suisse, elles ont surtout attisé le débat au sein du
secteur bancaire helvétique. D'un cbté, certains experts estiment que ces révélations
et ces pratiques appartiennent au passé et que de nombreuses réformes ont été
menées au sein de la place financiére helvétique. D'un autre coté, d'autres experts
considerent qu'il faut non seulement apprendre de ces révélations, mais que des
efforts doivent encore étre faits. Ces deux visions se sont affrontées dans la presse.

En parallele, les révélations des «Suisse secrets» ont braqué les projecteurs sur la
liberté de presse en Suisse. En effet, selon I'article 47 de la loi sur les banques (LB), les
journalistes risquent des poursuites pénales s'ils publient des données bancaires
volées. Le débat s'est infiltré jusqu'au Parlement. La Commission de I'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) a d'ores et déja affirmé qu'elle ménerait
prochainement des auditions sur la thématique de «la liberté de presse sur les
questions relatives a la place financiére» afin de déterminer si des adaptations légales
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devaient étre entreprises. ®

Geldpolitik

Deux dimensions de la politique monétaire de la Banque nationale suisse (BNS) ont été
scrutées dans la presse helvétique. D'un cbté, la politique et les directives de la BNS en
termes de finance durable ont été critiquées. Des investissements de la BNS, dans des
entreprises actives sur le marché du charbon, ont notamment été pointé du doigt. D'un
autre coté, plusieurs économistes ont mis en garde contre la tendance inflationniste.
Pour sa part, la BNS, par la voix de son président Thomas Jordan, a indiqué se réjouir du
retour timoré de l'inflation en Suisse. Des modifications majeures de la politique
monétaire de la BNS, comme la suppression des taux négatifs, ne semblent donc pas au
programme. "

Wettbewerbsfahigkeit

Der Bundesrat anerkannte in seiner Stellungnahme im Prinzip die Notwendigkeit eines
Abbaus der Stempelabgaben. Von den Uber den Parlamentsbeschluss von 1990
hinausgehenden Antragen akzeptierte er die Abschaffung der Emissionsabgabe auf
Fondsanteilen. Die angespannte Lage der Bundesfinanzen bewog ihn aber, den Verzicht
auf die Stempelsteuer bei Umstrukturierungen und Sitzverlegungen abzulehnen.
Ebenfalls aus Sorge um den Bundeshaushalt beantragte er, zu erwartende
Einnahmenausfalle nicht allein durch neue Finanzmarktsteuern flr Inlander teilweise
auszugleichen, sondern zur Kompensation auch das Versicherungsgeschaft
beizuziehen. "

Der schweizerische Finanzmarkt hat in den letzten Jahren wesentlich an Attraktivitat
eingebiisst. Eine wichtige Rolle spielte dabei die Deregulierungspolitik der meisten
westeuropéischen Staaten. Dazu gehorte, namentlich in der EG, neben der Offnung der
Finanzmarkte auch der Abbau von steuerlichen Belastungen auf
Finanzmarktgeschaften. Um die Position der Schweiz wieder zu starken hatte das
Parlament im Vorjahr einer Revision des Stempelsteuergesetzes zugestimmt, welche
wesentliche steuerliche Wettbewerbsnachteile des schweizerischen Marktes aufhob.
Im Sinne eines politischen Kompromisses sollten freilich diese Beschlisse nur im
Rahmen einer gesamten Neuordnung der Bundesfinanzen Giltigkeit erlangen.

Banken

Gut drei Monate nach dem Fall BSI wurde eine weitere Schweizer Bank von ihren
getatigten Geschaften im Zusammenhang mit dem malaysischen Staatsfonds 1MDB
eingeholt: Die Zentralbank Singapurs entzog der Privatbank Falcon mit sofortiger
Wirkung ihre Lizenz und verfiigte damit deren Schliessung im Stadtstaat. Uberdies
verhéangte sie eine Busse von umgerechnet rund CHF 3,7 Mio. gegen die Falcon. Der
Bank wurden grobe Verfehlungen gegen die lokalen Geldwaschereibestimmungen sowie
»unstatthaftes Verhalten" vorgeworfen, was auf unkooperatives Verhalten bis hin zu
Verschleierungsversuchen durch die Bank hindeutete. Auch die Schweizer
Bankenaufsicht Finma wurde im Falle Falcon aktiv: Sie zog unrechtmassig erworbene
Gewinne in der Hohe von CHF 2,5 Mio. ein, erdffnete Enforcement-Verfahren gegen
zwei ehemalige Manager der Falcon, untersagte wahrend dreier Jahre neue
Geschaftsbeziehungen zu politisch exponierten Personen und verfligte Massnahmen,
die die Unabhéangigkeit des Verwaltungsrats der Bank verstarken sollten.

Tags darauf eroéffnete zudem die Schweizerische Bundesanwaltschaft ein Strafverfahren
gegen Falcon, weil der Verdacht bestand, dass die Bank zu wenig Vorkehrungen
getroffen habe, um Geldwéaschereidelikte rund um TMDB zu verhindern.

Neben Falcon musste auch die UBS fur ihre Vergehen im Fall IMDB geradestehen: Die
Behorden Singapurs verhangten gegen die Schweizer Grossbank eine Busse in der Hohe
von umgerechnet knapp CHF 1 Mio., weil diese ihre Kontrollpflichten vernachléssigt
habe. '
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En s'appuyant sur des rapports relatifs a I'établissement de bases juridiques pour la
Distributed Ledger Technologie (DLT) et la blockchain, et au risque de blanchiment
d'argent et du financement du terrorisme via des cryptoactifs, le Conseil fédéral a
estimé qu'il n'était pas nécessaire d'établir une Lex Blockchain spécifique. Au
contraire, il estime que les nouvelles technologies doivent étre intégrées dans la
|égislation actuelle. Néanmoins, il considere que des adaptations ponctuelles doivent
étre établies, notamment dans le droit sur les marchés financiers, le droit bancaire et le
droit de I'insolvabilité.

L'ex-dirigeant de la banque Raiffeisen Suisse, Pierin Vincenz, a été condamné a trois
ans et neuf mois de prison, ainsi qu'a une peine pécuniaire avec sursis de 280 jours-
amende a CHF 3'000. La chute de cette figure emblématique de la finance helvétique,
qui a fait de la banque Raiffeisen la troisieme banque du pays, a occupé le haut de
|'affiche dans les médias. Dans les faits, le ministére publique accusait I'ex-banquier
d'avoir effectué des montages financiers frauduleux, sur la période de 2007 a 2015. Au
final, I'ex-dirigeant a été reconnu coupable de gestion déloyale, d'abus de confiance et
de faux dans les titres. A l'inverse, les chefs d'accusation d'escroquerie et de
corruption passive n'ont pas été retenus par la justice zurichoise. Cette décision
judiciaire ponctue ce polar médiatique. D'apres les médias, cette condamnation
semble tourner la page de la période faste du secteur bancaire helvétique. Période
durant laquelle les contrats se signaient «autour d'une poignée de main» au détriment
parfois des réglementations financieres en vigueur. Seul le futur permettra de
déterminer si cette affaire marque effectivement un virage a 360 dégrée, ou alors un
simple détour, pour le couple justice et finance. %

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

Au début de I'année 2022, la presse a relayé que la société Alpiq, propriétaire de
nombreux barrages alpins et en excellente financiére, a récemment frolé la mise en
faillite a cause d'un mécanisme de sureté financiére qui régit les bourses de
|'électricité et les contrats de gré a gré sur le marché de I'électricité. Dans les faits, la
tension sur le marché du gaz et les pannes a répétition des centrales nucléaires
francaises ont imposé une trés forte volatilité sur le marché de I'électricité en Europe.
Etant donné que les fournisseurs d'électricité doivent fournir des garanties contre le
risque de défaillance, une forte hausse des prix de I'électricité a forcé les fournisseurs
a présenter des garanties financieres extrémement élevées. Dans le cas d'Alpiqg, ces
garanties financiéres se sont élevées, d'un jour a l'autre, entre CHF 500 millions et CHF
1.5 milliards en cash. Incapable de fournir cet argent ou de I'obtenir en prét a court-
terme via une banque, Alpig a donc été forcée d'anticiper une demande d'aide
financiere auprées de la Confédération. La conseillere fédérale Simonetta Sommaruga,
|'Office fédérale de I'énergie (OFEN) et le régulateur du marché de I'électricité (EICom)
ont ainsi été contactés en urgence durant la période de Noél. Au final, si une aide
financiere n'a finalement pas du étre contractée par la Confédération, le Département
fédéral de I'environnement des transports, de I'énergie et de la communication (DETEC)
s'est saisi du dossier. Il évaluera, dans les prochains mois, s'il est nécessaire de légiférer
afin d'éviter la répétition d'une telle situation. En effet, un scénario identique dans le
futur ne peut pas étre écarté, en particulier durant les mois d'hiver.
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Verkehr und Kommunikation
Post und Telekommunikation

Als Reaktion auf die Anklndigung Gygis forderten die Poststellenleiter Arbeitsplatz-
und Lohngarantien und drohten mit einem Streik kurz vor Weihnachten. In Neuenburg,
Luzern und Lugano kam es zu Demonstrationen. Mitte Dezember einigten sich Post und
Gewerkschaften auf die Grundsatze beim Umbau des Poststellennetzes: Die Post
verzichtet auf Kindigungen und gewahrt eine Lohngarantie. Die Leiter zurlckgestufter
Poststellen erhalten bis spatestens 2011 die heutigen Nominalléhne; ihren Uber 55-
jahrigen Kollegen wird das, zusammen mit einer Beschéftigungsgarantie, bis zum
Pensionsalter zugesichert. Bereits im November verstandigten sich die Post und die
Gewerkschaften Kommunikation und Transfair auf Lohnerhéhungen. Angestellte mit
tieferen Lohnen erhalten 2007 2% mehr, jene mit hoheren Gehéltern 1,8% mehr Lohn.
Weitere 0,4% der Lohnsumme werden flUr leistungsbezogene Massnahmen
eingesetzt.

Sozialpolitik

Bevodlkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

L'USS a présenté ses revendications, en rapport avec la gréve des femmes. Les
syndicats réclament un salaire minimum de 4'000 CHF et des conventions collectives
de travail (CCT) couvrant les branches a forte proportion féminine; un congé paternité
de 24 semaines pour les parents, financé par les allocations pour perte de gains (APG);
davantage de protection contre les licenciements en cas de maternité; une meilleure
prévention en matiére de lutte contre le harcélement sexuel et psychologique; la
semaine de travail a 35 heures.

Sans surprise, I'Union patronale Suisse (UPS) s'oppose a la plupart des demandes. Pour
une meilleure intégration et rémunération des femmes sur le marché du travail, elle est
en faveur des horaires flexibles et incite les programmes pour améliorer la conciliation
entre vie professionnelle et familiale. Quant a la semaine de 35 heures, la mesure
malmeénerait la compétitivité des entreprises. Il ne faudrait pas uniformiser les horaires,
mais régler la question a I'intérieur de chaque branche.

Léhne

In letzter Zeit hat sich der Trend verstarkt, wonach sich immer mehr Arbeitgeber
weigern, den automatischen Teuerungsausgleich zu gewahren. Stattdessen sollen
individuelle Lohnerh6hungen ausgehandelt werden, die von der Leistung des einzelnen
Arbeitnehmers abhéangig gemacht werden. Als Schrittmacher bei dieser neuen
Lohnpolitik erwiesen sich die Banken sowie die Migros, der grosste private Arbeitgeber
der Schweiz. Aber auch vor den 6ffentlichen Verwaltungen machte diese Entwicklung
nicht Halt; so wurde fur die Reallohnerhéhung des Bundespersonais erstmals eine
Leistungskomponente eingeflihrt. 2*

Da sich gegen Ende Sommer die Fortsetzung der anhaltend hohen Teuerung verbunden
mit einer Konjunkturflaute abzeichnete, waren harte Lohnverhandlungen fiir 1992
angesagt. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) ging als erster in die Offensive
und verlangte zumindest den vollen Teuerungsausgleich. Die Arbeitgeber konterten,
dies wirde viele Firmen in Schwierigkeiten bringen und somit die Arbeitslosigkeit
férdern. Schliesslich wurde die Teuerung sehr unterschiedlich ausgeglichen. Trotz
Kampfdrohungen der Gewerkschaften und Protesten der Betroffenen (siehe unten)
gewahrten einige Branchen und o&ffentliche Verwaltungen (so etwa in den Kantonen
Bern, Genf und Schaffhausen) den Teuerungsausgleich nicht vollstandig. Die gesamthaft
positive Entwicklung der Realldhne kam in erster Linie durch jene Branchen zustande,
in denen laufende Gesamtarbeitsvertrage (GAV) die Lohnindexierung sowie jahrliche
Erhdhungen der Realldhne vorschreiben bzw. durch Senkung der wochentlichen
Arbeitszeit kompensieren. Auch wurden Uberdurchschnittlich oft die in den GAV
vorgesehenen Schlichtungsstellen angerufen. Ende Jahr zeigten sich aber sowohl
Arbeitnehmer- wie Arbeitgeberverbande relativ zufrieden. ?°
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Der 14. Juni stand dieses Jahr unter dem von den Gewerkschaften proklamierten Motto
der Lohntransparenz. An zahlreichen Orten der Schweiz wurden hierzu Aktionen und
Veranstaltungen durchgefuhrt. Mit dem Tag der Lohntransparenz wollte der SGB am
flnften Jahrestag des Frauenstreiks ein Tabu sprengen und einen weiteren Schritt hin
zur Lohngleichheit tun. Der Manifestation war nur ein massiger Erfolg beschieden, da
offenbar immer noch eine Mehrheit der Erwerbstatigen nicht bereit ist, die Héhe des
eigenen Lohnes publik zu machen. %

Im Vorjahr hatte das Hilfswerk ,Caritas® ausgehend von einer Studie Uber die
sogenannten ,Working poor® (Menschen, die trotz 100%iger Erwerbstatigkeit kein
ausreichendes  Erwerbseinkommen  erzielen) gesetzliche Vorschriften  Uber
Mindesteinkommen verlangt. Im Berichtsjahr doppelte der Schweizerische
Gewerkschaftsbund mit seiner Forderung nach Mindestlohnen von 3000 Fr. fir eine
Vollzeitbeschéaftigung nach. Wirtschaftsforscher wie beispielsweise der Chef der
Konjunkturforschungsstelle der ETH warnten demgegenuber, es gebe letztlich nichts
Unsozialeres als eine sozial motivierte Lohnstruktur, denn wenn ein Unternehmen auf
Dauer Lohne Uber der Wertschopfung der Arbeitnehmer bezahlen musse, wilrden
massiv Stellen abgebaut, was letztlich zu weit grosseren sozialen Harten fihren wirde
als Niedriglohne fur wenig qualifizierte Arbeitnehmer. Zur Diskussion gestellt sollten
eher staatliche Zuschlsse werden (.Kombilohn™ oder negative Einkommenssteuer).
Selbst Vertreter der Linken, bis anhin vehemente Verfechter des Grundsatzes eines
existenzsichernden Lohnes, befanden diese Vorschléage zumindest fur

prufenswert. ¥

Zu den politischen Bestrebungen flr eine Reduktion resp. bessere Kontrolle der von
vielen als Ubertrieben empfundenen Lohne und Entschadigungen fiir Spitzenmanager
und Verwaltungsratsangehorige von Grosskonzernen siehe oben, Teil, |, 4a
(Gesellschaftsrecht).

En marge de la conférence nationale Santé 2020, dont I'objectif était de trouver des
pistes afin de réduire les colts de la santé, le conseiller fédéral Alain Berset a pointé du
doigt les salaires de certains médecins spécialistes. || a réagi suite a I'annonce du
conseiller d'Etat Mauro Poggia (GE, mcg), selon laquelle les revenus annuels estimés des
chirurgiens seraient proche du million. Alain Berset juge cette situation inadmissible
vis-a-vis des patientes et patients qui paient des primes. Jean-Marc Heinicke,
président de I'Ordre des chirurgiens genevois, a réfuté en rappelant que les spécialistes
exercant dans des cliniques privées ne participaient pas a la hausse des colts de la
santé et que le chiffre avancé était «fantaisiste».

Les jours suivants, les organisations des médecins ont contesté que les médecins
étaient les responsables de la perpétuelle hausse des primes de |'assurance maladie
obligatoire. Sur le plateau de I'émission Infrarouge, Pascal Strupler, directeur de |'Office
fédéral de la santé publique (OFSP) a précisé qu'il y avait 140 médecins spécialistes qui
gagneraient un revenu avoisinant 850'000 francs sur le compte de I'assurance-maladie
obligatoire (LaMal).

Cette polémique fait surtout ressortir le manque de transparence, également dénoncé
par Alain Berset, concernant les salaires des médecins. La Confédération a toutefois
lancé plusieurs projets en parallele pour contrer l'absence de collectes et de
statistiques publiques actuelles, ainsi que pour que soient apportés des
éclaircissements y relatifs. Avec ce débat public, il est possible que le monde politique
et I'opinion publique réclament a I'avenir davantage de transparence en matiere de
salaires des médecins.

Ces trois derniéres années, les salaires réels se sont affaiblis de 0.4%, provoquant une
baisse du pouvoir d'achat. La consommation par habitant (hors dépenses de santé)
aurait diminué d'environ 0.7% depuis 2015. Vu la bonne santé de I'économie, I'USS
réclamait en septembre une augmentation générale des salaires de 2% et le
développement de la protection sociale, afin de relancer I'économie intérieure et
d'accroitre le pouvoir d'achat des Suisses. En novembre, I'USS demande entre autre un
treiziéme salaire pour tout le monde, davantage de conventions collectives de travail
(CCT) fixant des minimas, des structures d'accueil des enfants financées par I'Etat et
davantage d'allocations familiales dans certains cantons. Le syndicat exige une
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distribution d'une partie des bénéfices de la BNS en faveur de I'AVS. %

Depuis le 6 juillet 2020, les personnes ayant séjourné sur un territoire a risque élevé
d'infection - figurant sur la liste coordonnée par I'OFSP - ont I'obligation de se mettre
en quarantaine durant dix jours (art.2 Ordonnance Covid-19 mesures dans le domaine
du transport international de voyageurs). L'ordonnance fédérale indique seulement,
d'aprés I'art.2, al. 2 bis de I'Ordonnance sur les pertes de gain Covid-19, que cette
quarantaine «ne donne pas droit a l'allocation». Ainsi, d'apres I'Union patronale suisse
(UPS), si des employé.e.s se retrouvent en quarantaine - aprés s'étre rendus
«sciemment dans un pays a risque d'infection» - alors les employeurs.euses ne
seraient pas tenus de verser leur salaire. Toutefois, si I'employé.e y a été envoyé par
son employeur.euse ou s'il est en mesure de travailler en télétravail, alors le salaire doit
étre versé. En cas d'absence dans le contrat de travail d'une obligation pour
|'employeur.euse de continuer a verser le salaire, c'est au tribunal de trancher en cas
de litige entre les parties concernées. Début aolt, pour éviter que les quarantaines
soient éludées par les employé.e.s, le vice-directeur de |'Office fédéral de la justice
(OFJ) a alors demandé que le salaire soit versé, en attendant que les tribunaux réglent la
question. *°

Aufgrund der steigenden Inflation und der damit verbundenen Senkung der Kaufkraft,
getrieben unter anderem von hohen Energiepreisen und dem Anstieg der
Krankenkassenpréamien, forderten verschiedene Gewerkschaften im Juni 2022 eine
generelle Lohnerhéhung. Konkret forderten der Kaufménnische Verband Schweiz,
Angestellte Schweiz und die Unia einen Lohnanstieg fur das Jahr 2023 von bis zu 4
Prozent, der Schweizerische Gewerkschaftsbund gar zwischen 4 und 5 Prozent.
Gegenuber den Medien begriindeten sie ihre Forderungen durch die gute Ausgangslage
der Arbeitnenmenden aufgrund des herrschenden Fachkraftemangels.

Neben diesen allgemeinen Forderungen verlangten auch die Bauarbeitenden héhere
Léhne sowie bessere Arbeitsbedingungen, zumal Ende 2022 der Landesmantelvertrag
(LMV) fiir den Bau auslief und somit neu verhandelt werden musste. Dazu trafen sich
Ende Juni 2022 Bauarbeitende aus der ganzen Schweiz in Zurich zu einer
Demonstration.

Erneut laut wurden die Forderungen nach einer allgemeinen Lohnerhéhung im
September 2022 im Zusammenhang mit der «Krise der Lebenskosten», die auch im
Parlament einige Aufmerksamkeit erhielt. Gegenlber den Medien betonte etwa SGB-
Prasident und Nationalrat Pierre-Yves Maillard (sp, VD), dass die Lohnforderungen der
Gewerkschaften in Anbetracht dessen, was man von den Blrgerinnen und Burgern mit
den Elektrizitadtssparmassnahmen verlange, «bescheiden» sei. Der Bundesrat hatte
zuvor die Unternehmen und die Bevdlkerung zum Energiesparen aufgefordert.
Arbeitgeberprasident Valentin Vogt erachtete eine allgemeine Lohnerhéhung hingegen
als «unrealistisch». Dennoch konnte er sich einen Lohnanstieg in denjenigen Branchen
vorstellen, in denen ein grosser Fachkraftemangel herrschte, etwa in der Gastronomie
oder in der Informatik. Die NZZ rechnete gar mit Reallohneinbussen in den meisten
Branchen, wie es auch in anderen Jahren mit Inflation zu beobachten gewesen sei.
Jedoch sei der Lohnanstieg mittel- bis langfristig grosser als der Preisanstieg. Michael
Siegenthaler, Experte der Konjunkturforschungsstelle der ETHZ, erachtete jedoch eine
Lohnerhdhung flur die Unternehmen als zumutbar, zumal viele Unternehmen in der
ersten Halfte 2022 ihre Gewinne und Umséatze héatten steigern kénnen.

Im November 2022 préazisierten verschiedene Gewerkschaften ihre Forderungen und
verlangten unter anderem einen monatlichen Lohn von mindestens CHF 4'500 bis CHF
5'000. Maillard, interviewt in La Liberté, prézisierte, dass die Absicht nicht war,
schweizweit Mindestléhne einzuftihren, sondern die Forderung in den GAV zu
verankern. Diese Forderung fuhrte zu einer Diskussion in der Presse zum Thema
Lohnschutz und Mindestlohn. So kritisierte etwa Avenir Suisse im Tages-Anzeiger den
Lohnschutz, zumal dieser dem Arbeitsmarkt schade, indem er mehr administrative
Hirden schaffe und so die Arbeitsmarktpartizipation senke. '
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Im November 2022 publizierte das BFS neue Daten zur Lohndifferenz zwischen Mann
und Frau, was in den Medien fur einige Aufmerksamkeit sorgte. Demnach lag der
Durchschnittslohn der Frauen im Jahr 2020 noch immer 18 Prozent tiefer als
derjenige der Manner. Im Vergleich zur vorangehenden Untersuchung zwei Jahre zuvor
war die Differenz um 1 Prozentpunkt gesunken. Weibliche Arbeitnehmerinnen waren
bei Arbeitsstellen mit Vollzeitstellen-Lohnen unter CHF 4'000 pro Monat in der
Uberzahl - sie machten hier 60.1 Prozent der Arbeitnehmenden aus -, wahrend Manner
bei Stellen mit Vollzeit-Léhnen Gber CHF 16'000 pro Monat mit 78.5 Prozent
Ubervertreten waren.

Durch persdénliche Merkmale wie Alter oder Ausbildung, Merkmale der Unternehmen
und mit dem Tatigkeitsbereich kdnnten 52.2 Prozent dieser Lohndifferenz zwischen
den Geschlechtern statistisch erklart werden, gab das BFS an. Somit verblieben jedoch
47.8 Prozent des Lohnunterschieds (2018: 45.4%), fir welche die statistischen Modelle
keine Erklarung liefern - was etwa CHF 717 pro Monat entspreche. In einzelnen
Branchen lag dieser unerklarte Teil deutlich hoher, etwa beim Verkehr (84.4%), im
Detailhandel (57.5%) oder im Gastgewerbe (57.4%), in anderen deutlich niedriger, etwa
im Technik-Bereich (29.7%), im Gesundheitswesen (34.9%) oder in der Finanz- und
Versicherungsbranche (34.2%) - wie etwa der Tages-Anzeiger aufschlisselte. Gerade in
letzterer Branche fallen die Unterschiede finanziell speziell stark ins Gewicht: Hier
entspricht der unerklérte Teil der Differenz einem Lohnunterschied von CHF 1472 pro
Monat, im Gastgewerbe zum Beispiel einem von CHF 255. Insgesamt lag der unerklarte
Teil der Lohndifferenz Uberdies in der Privatwirtschaft héher - insbesondere bei
Unternehmen mit weniger als 20 Arbeitnehmenden - als im 6ffentlichen Sektor.

In der Folge diskutierten die Medien die Bedeutung dieser Meldung. Mehrfach wiesen
sie darauf hin, dass neben den Uber die ganze Schweiz aggregierten Daten des BFS auch
Analysen auf Betriebsebene vorhanden seien - diese sind fur Betriebe mit mehr als 100
Arbeitnehmenden gesetzlich obligatorisch und ergédben demnach oft geringere
Lohndifferenzen. Demnach habe etwa die Zuger Beratungsfirma Landolt & Machler
basierend auf 300 Analysen einen unerklarten Lohnunterschied von 3.2 Prozent, die
Aarauer Beratungsfirma Comp-on eine Lohndifferenz von 3.7 Prozent festgestellt. %2

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Der GAV der grafischen Industrie lief nach zehn Jahren Ende April aus. Die
Gewerkschaft Comedia drohte bereits zu Jahresbeginn mit Streikbewegungen, falls der
neue GAV nicht deutliche Verbesserungen bringe. Die Comedia forderte fir den neuen
Vertrag unter anderem den automatischen Teuerungsausgleich und eine
Reallohnerhéhung von CHF 200 fiur alle, da die Léhne in den letzten zehn Jahren
stagniert hatten, wahrend die Produktivitat um 30 Prozent zugenommen habe. Das
Ansinnen der Arbeitnehmer, die Arbeitsbedingungen nur noch zum Teil im GAV zu
regeln und mehrheitlich in den Betrieben auszuhandeln, lehnte die Gewerkschaft ab.
Zudem verlangte sie, dass der GAV von den Behdrden als allgemeinverbindlich zu
erkléren sei. Bisher galt er nur fir 12'000 der gut 30'000 Beschéftigten. Abseits standen
insbesondere der Westschweizer Verlagskonzern Edipresse, die Zurichsee Druckereien
und der Verlag «Sudostschweiz». Bei einer ersten Verhandlungsrunde Anfang Jahr
beharrten beide Sozialpartner auf ihren Positionen. Fur die Arbeitgeber war die
absolute Friedenspflicht Bedingung fur Verhandlungen; die Gewerkschaften Comedia
und Syna wandten sich kategorisch gegen diese Forderung und wollten lieber Uber
inhaltliche Fragen des GAV diskutieren. Die im Schweizerischen Verband flr visuelle
Kommunikation (Viscom) zusammengeschlossenen Arbeitgeber schlugen eine
Verlangerung des bisherigen GAV um funf Jahre vor, was wiederum von den
Gewerkschaften abgelehnt wurde. Im September erfolgte dann der Durchbruch: der
neue, auf vier Jahre abgeschlossene GAV sieht eine Erhdhung der Mindestldhne um
CHF 300 fur Ungelernte und von CHF 150 bis 200. fur Gelernte vor. Nicht durchsetzen
konnten sich die Gewerkschaften mit ihrem Wunsch nach einer generellen
Lohnerhéhung und bei der Allgemeinverbindlichkeitserklarung des GAV. *
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Arbeitnehmerschutz

D’apres I'USS, le travail temporaire en Suisse aurait quintuplé en 30 ans pour atteindre,
en 2018, 2.6% du volume global du travail. Face & cette évolution, 'USS a dénoncé les
risques liés au contrat temporaire: salaire réduit de 10 a 15%, pas de protection ni
d’intégration dans I'entreprise, pressions a cause d'un contrat précaire. L'USS souhaite
donc freiner la progression du travail temporaire précaire et réclame des conditions de
travail identiques pour les travailleuses et travailleurs, indépendamment de leur statut.
Elle invite la Confédération et les cantons a fixer des plafonds pour la part d’employées
et d'employés temporaires exercant dans le domaine des marchés publics.
Swissstaffing, association patronale faitiere pour les prestataires des services de
I'emploi, a réagi aux propos de I'USS. Pour elle, la hausse du travail temporaire n'a rien
d'alarmant. Davantage d'employées et d'employés souhaitent de la flexibilité au travail.
Ce type de travail permet aux entreprises de recourir aux compétences en fonction de
leurs besoins. Elle rappelle qu'en 2017, 240'000 personnes sans-emploi ont pu
réintégrer le marché du travail grace a un emploi temporaire et qu'un intérimaire sur
deux a obtenu un contrat de travail fixe a la suite d'un premier emploi temporaire. *

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Au lendemain du 14 juin, les syndicats se sont annoncés bien décidés a ce que les suites
de la gréve féministe et des femmes donnent lieu a un puissant mouvement social et
militant. L'Union syndicale suisse (USS) a présenté lors d'une conférence de presse, a
Berne, les revendications qui seront poursuivies a la suite du 14 juin. L'égalité salariale
reste I'objectif phare, ainsi que la garantie de retrouver son travail aprés un congé
maternité. Le congé paternité est présenté comme une premiére étape, qui devra étre
suivie par un congé parental. De méme, des mesures contre le harcelement et les
comportements sexistes sur le lieu de travail devront étre prises. Les femmes issues de
I'immigration sont des actrices nécessaires au marché du travail, méme lorsqu'elles ne
bénéficient pas de statut de séjour légal. Michaela Bovolenta de I'USS a annoncé vouloir
défendre leur droit de rester et d'étre régularisées.

En septembre, lors de la traditionnelle demande de hausse généralisée des salaires, les
syndicats ont émis une revendication supplémentaire: ils réclament un rattrapage de
salaire de 50 francs par mois pour chaque femme active. De plus, les femmes travaillant
dans I'industrie agro-alimentaire et touchant moins de 4000 francs par mois devraient
étre augmentées de 200 francs mensuels. **

Auf ein medial stérkeres Echo als die offizielle Feier zu 50 Jahre Frauenstimm- und
-wahlrecht stiess die ebenfalls zu diesem Anlass im Oktober 2021 durchgeflihrte
Frauensession. Zum zweiten Mal seit der Einflhrung des Frauenstimmrechts - das
erste Mal war 1991 zum 20. Jahrestag der EinfUihrung - debattierten 200 in einer
offenen Wahl gewahlte Frauen zwischen 17 und 82 Jahren, mit oder ohne Schweizer
Staatsbirgerschaft und in den meisten Fallen ohne bisherige politische Erfahrung,
wahrend zweier Tage Uber Vorstosse, die im Vorfeld von den Teilnehmerinnen in acht
verschiedenen Kommissionen ausgearbeitet worden waren. Wahrend der
Frauensession gesellten sich 46 aktive und ehemalige Bundesparlamentarierinnen und
Regierungsratinnen zu den gewéahlten Frauen. Auch die drei aktuellen Bundesratinnen,
Viola Amherd, Karin Keller-Sutter und Simonetta Sommaruga, sowie Bundesrat Alain
Berset wurdigten die Frauen und deren Anliegen mit Ansprachen an der Frauensession.

Als solidarisch und inklusiv beschrieb «lLe Temps» das Klima an der vom
Frauendachverband Alliance f organisierten Session. Weitere Zeitungen bezeichneten
die dort herrschende Stimmung auch als laut und euphorisch. Die ehemalige
Nationalratin Cécile Buhlmann, die zwischen 1991 und 2005 fur die Grinen im
eidgendssischen Parlament gesessen war und der Frauensession 2021 beiwohnte,
druckte ihre Empfindungen zur aktuell stattfindenden Mobilisierung von Frauen, wie sie
auch mit der Frauensession geschehe, gegenlber «Le Temps» gar als «la politisation
des femmes la plus forte & laquelle j'assiste depuis celle de mai 1968» aus. Die
Frauensession, die in den Beschluss von Uber 20 Petitionen ans Parlament mindete,
wurde in den Medien auf der einen Seite als «umfassende Standortbestimmung»,
«starkes Statement» (Sonntags-Blick) oder «signal fort» (Le Temps) aufgefasst. Auf der
anderen Seite sprach die NZZ von «frohlichem Geldverteilen in Bern» und Markus
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Somm stellte in der Sonntagszeitung die Bedeutung der Frauensession als
«Pseudosession flr unsere lieben Frauen» in Frage.

Inwiefern die aus der Frauensession resultierenden Forderungen tatséachlich
wegweisend fur die kinftige Gleichstellungspolitik in der Schweiz sein werden, wird
sich zeigen mussen. Einige der vor 30 Jahren an der Frauensession 1991 gedusserten
Forderungen hatten die Diskussionen um die Gleichstellungspolitik in den Folgejahren
sehr wohl gepréagt - zu nennen ist etwa die Einfihrung von Betreuungsgutschriften, die
1995 mit der 10. AHV-Revision erfullt worden war. Unter den 1991 gedusserten
Forderungen gab es jedoch solche, die auch im Jahr 2021 noch immer aktuell waren
und an der zweiten Frauensession erneut gestellt wurden, so diejenige zur Erhdhung
der Chancengleichheit im Erwerbsleben durch Herstellung von Lohngleichheit oder
adéquate ausserfamiliare Kinderbetreuungsstrukturen. Bisher ebenfalls noch unerfullt
waren weitere in Petitionen eingebrachte Forderungen, wie diejenigen zur Einflhrung
der Individualbesteuerung oder einer Elternzeit, zur Verbesserung der finanziellen
Situation von Bauerinnen oder zur Einfuhrung politischer Rechte fur Personen ohne
Schweizer Staatsburgerschaft. Eine zentrale Forderung der Frauensession war
insbesondere auch die verstarkte Bekdmpfung der geschlechtsspezifischen Gewalt.
Aber auch neue Forderungen fanden Eingang in die Petitionen. Als Beispiel genannt sei
hier die Forderung nach verstarkter Berlcksichtigung geschlechtsspezifischer
Unterschiede im Gesundheitsbereich, denen mit einem nationalen
Forschungsprogramm auf den Grund gegangen werden soll. *

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Presse

Massiv gegen Lohnklrzungen und reduzierte Mindestldhne haben sich in der ganzen
Schweiz die Gewerkschaften der Drucker (GDP), der Lithografen (SLB) und der Grafiker
(SGG) gewehrt. Nachdem es im September zu einer stundenweisen Arbeitsniederlegung
kam, fand am 3. November ein 24-stindiger Warnstreik statt. Mit rund 10 000
Beteiligten handelte es sich um die bedeutendste Arbeitsniederlegung der Schweiz der
letzten Jahre. Die Gewerkschaften werteten den Streik als Erfolg, ein neuer GAV kam bis
Ende des Berichtsjahres jedoch nicht zustande. ¥

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Im Oktober &usserte die SP Kritik am staatlichen Rettungspaket fir die von der
Finanzkrise stark betroffene Grossbank UBS. Levrat forderte die Grindung einer
Auffanggesellschaft durch Bund und Kantone, welche die Bank mit Kapital versorgen
und daflr umgekehrt UBS-Aktien erhalten solle. Das Darlehen der Nationalbank an die
UBS im Umfang von 60 Mia Fr. sei zudem zu hoch. Die SP forderte weiter strengere
Eigenkapitalvorschriften fiir Banken und ein Verbot risikotreibender Boni. *

Dass die Partei die Geduld mit den Banken verliert, zeigte sich auch wenige Tage nach
der Weissgeld-Diskussion. Der Parteivorstand empfahl den Aktionaren der Grossbank
Crédit Suisse, den Vergltungsbericht an der Generalversammlung abzulehnen. Damit
sollte ein Zeichen gegen die hohen Boni gesetzt werden. *°
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Linke und 6kologische Parteien

An einer Medienkonferenz am Internationalen Tag der Frau sprach sich die Grlne
Fraktion fur die Einsetzung einer Unabhéngigen Kommission zur Foérderung der
Lohngleichstellung aus. Lohngleichheit sei zwar in der Verfassung festgeschrieben,
aber noch lange nicht erreicht, weshalb diese Kommission ndtige Massnahmen
erarbeiten und durchsetzen solle. *°

Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) Ubernahm im Berichtsjahr die
Kampagnenleitung gegen die 1:12-Initiative der Jungsozialisten. Nach der herben
Abstimmungsniederlage im Frihling war Economiesuisse sowohl von Politikern als auch
von mitstreitenden Interessenvertretern als zu angeschlagen beurteilt worden, um
sogleich in die néchste Kampagne fur einen wirtschaftsliberalen Standort Schweiz
einzusteigen. Auch wenn KMU selten die maximal geforderte Lohnspanne tGberschreiten
wiirden, sei der SGV von der Vorlage betroffen und somit zur Ubernahme der Kampagne
geeignet: Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler erklarte, dass bei einer allfalligen
Abwanderung von Grossunternehmen massive Steuerausfélle und Finanzierungslicken
in den Sozialversicherungen entstehen wirden. Fur diese hatten dann hauptséchlich
die KMU aufzukommen. Der Kampf gegen die Initiative erwies sich im November als
erfolgreich: Die Stimmbevdlkerung lehnte das Begehren mit Gber 65% Nein-Stimmen
ab.

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Die Euro-Untergrenze und die Lohnrunde 2012 beschéftigten im Berichtjahr die
Gewerkschaften. Der Verband Angestellte Schweiz, die grosste
Arbeitnehmerorganisation in den MEM-Branchen (Maschinen, Elektronik, Metall) und
Chemie und Pharmaka, forderte 1,5% bis 2% mehr Lohn, wobei er sich auf ein
prognostiziertes Wachstum in diesen Branchen von 2,2% berief. Swissmem
kommunizierte keine Lohnforderungen. Travailsuisse forderte flr alle Arbeitnehmer
eine Lohnsteigerung von 1% bis 3%. Transfair, der Personalverband des Service public,
forderte 1,56% bis 2,5% und der Gastgewerbe-Verband Hotel und Gastro Union hatte
bereits im August 4% bis 7% Lohnerhéhungen ausgehandelt. Ausserdem forderten die
Gewerkschaften im Herbst eine Euro-Untergrenze von 1.40 Fr. Die Festlegung einer
Wechselkursuntergrenze von 1.20 Fr. sei ungentigend. *

Im November 2011 entfachte ein Streit zwischen den Gewerkschaften Unia und Syna
und dem Baumeisterverband bei den Verhandlungen um einen neuen
Gesamtarbeitsvertrag. Wahrend die Baumeister den Gewerkschaften vorwarfen nie an
ernsthaften Verhandlungen interessiert gewesen zu sein, redeten die Gewerkschaften
davon, dass die Baumeister bei wichtigen Verhandlungspositionen ihre urspringlichen
Angebote wieder zuriickgezogen hatten. Um einen vertragslosen Zustand zu verhindern,
waren die Gewerkschaften im Dezember bereit, den bestehenden Vertrag um zwei
Monate zu verlangern. Trotz der urspringlich geforderten Lohnerhéhung von 1,8% im
Baugewerbe gaben sich die Gewerkschaften mit den von den Arbeitgebern
angebotenen 1,5% zufrieden.

Die Unia zog im Sommer mit der Bestreikung eines Tankstellenshops des Detailhandlers
Spar in Dattwil (AG) die mediale Aufmerksamkeit auf sich. Zehn Angestellte blockierten
die Filiale vom 3. bis 14. Juni unter dem Verweis auf nicht zumutbare
Arbeitsbedingungen: Wegen Personalmangel wirden die Arbeitnehmenden Ubermaéssig
belastet, der Lohn sei ausserdem mit CHF 3 600 flr Ausgebildete zu tief. Spar
verurteilte die Blockade des Shops als illegal und kundigte daher allen Streikenden
fristlos. Zwar wurde ein Einigungsverfahren im Kanton Aargau eingeleitet, dieses blieb
jedoch erfolglos. Das Verhalten der Unia wurde gemeinhin als taktisch ungeschickt
beurteilt: Offenbar hatte die Gewerkschaftsleitung gehofft, dass sich der Streik auch
auf andere Spar-Filialen ausdehnen wurde. Als eine solche Verbreitung jedoch ausblieb,
kritisierten einige Gewerkschaftsvertreter die Arbeitsniederlegung als Ubereilt: Der
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Streik sei das ultimative Drohmittel einer Gewerkschaft im Umgang mit Arbeitgebenden.
Wenn dieses sich als wirkungslos erweisen wurde, verliere auch die Organisation selbst
an Bedeutung. *

Ein Fake-Inserat der Unia sorgte im September 2018 flir einen kleinen Eklat. Wie
verschiedene Zeitungen berichteten, schaltete die Gewerkschaft bereits im August ein
Job-Inserat der fiktiven Firma «Meyer Info» auf mehreren Stellensuchportalen. Das
Inserat existierte dabei in zwei fast fast identischen Versionen, wobei es sich jeweils
entweder an Maénner oder an Frauen richtete. Der frappante Unterschied: Das
angegebene Jahresgehalt fur Frauen lag bei CHF 64'000, wéhrend die Méanner fiur
dieselbe Stelle CHF 80'000 erhalten sollten. Dieser Unterschied blieb nicht lange
unbemerkt, worauf sich etwa auf dem Westschweizer Newsportal «Le Matin»
Nationalratin Rebecca Ruiz (sp, VD) zum «skandalésen Unterschied» dusserte.

Im September deckte schliesslich das St. Galler Tagblatt mehrere Ungereimtheiten auf,
darunter auch, dass die Firma «Meyer Info» nicht im Handelsregister verzeichnet sei.
Bald wurden Vermutungen laut, dass die Inserate gefalscht und Teil einer politischen
Kampagne sein missten. Auf Druck der Offentlichkeit meldete sich schliesslich eine
Unia-Mitarbeiterin mit einem Tweet zu Wort: Die Gewerkschaft Unia, zitierte das St.
Galler Tagblatt den Tweet, habe das Inserat zur Unterstitzung einer Kampagne
zugunsten der Lohngleichheit lanciert. Dabei hatten Influencer das Inserat gezielt
gestreut, um die Offentlichkeit fir das Anliegen zu sensibilisieren.

Der Zeitpunkt der Aufschaltung war nicht zufallig gewahlt: Im Nationalrat wurde gegen
Ende September Uber eine Initiative zur Bekdmpfung der Lohndiskriminierung
debattiert. Bei einigen Politikerinnen und Politikern sorgte die Unia-Kampagne denn
auch fur Unmut: Ruiz, nun Uber die Falschung aufgeklart, zeigte sich verargert, da es
gentgend reale Falle von Lohndiskriminierung gebe, die man héatte thematisieren
kénnen, wie die Basler Zeitung festhielt. Die gleichen Téne schlug Thierry Burkhart (fdp,
AG) an: Wenn die Unia auf Fake-News zurlickgreifen mlsse, um die Notwendigkeit einer
Anderung aufzuzeigen, bestehe ja wohl kein realer Handlungsbedarf, kritisierte er.
Derweil hoben Flavia Wasserfallen (sp, BE) und Maya Graf (gp, BL) hervor, dass zwar das
Inserat gefélscht gewesen sei, durch die Kampagne aber auf «unkonventionelle» Art auf
ein durchaus bestehendes Problem aufmerksam gemacht worden sei. *
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